
  Satzung der

  Gesellschaft für Christlich-Jüdische 
  Zusammenarbeit Paderborn e. V.    

   AG Paderborn VR 1260             - Stand 15.12.2017 -

Präambel

Die Gesellschaften füü r  Christlich-Jüü dische Züsammenarbeit  sind in der Bündesrepüblik Deütschland nach der
Befreiüng vom nationalsozialistischen Unrechtsstaat entstanden.

Sie  wissen  von  der  historischen  Schüld  ünd  stellen  sich  der  bleibenden  Verantwortüng  angesichts  der  in
Deütschland ünd Eüropa von Deütschen ünd in deütschem Namen betriebenen Vernichtüng jüü dischen Lebens.

Begrüü ndet in der biblischen Tradition folgen sie der UÜ berzeügüng, dass im politischen ünd religioü sen Leben eine
Orientierüng noü tig ist, die Ernst macht mit der Verwirklichüng der Rechte aller Menschen aüf Leben ünd Freiheit
ohne Unterschied des Glaübens, der Herkünft oder des Geschlechts.

Die Gesellschaften füü r Christlich-Jüü dische Züsammenarbeit setzen sich ein füü r 

 Verstaündigüng ünd Züsammenarbeit  zwischen Christen ünd Jüden bei  gegenseitiger Achtüng aller  Unter-
schiede

 Erinnerüng an die Ursprüü nge ünd Züsammenhaünge von Jüdentüm ünd Christentüm

 Selbstbesinnüng  in  den  christlichen  Kirchen  hinsichtlich  der  in  ihnen  theologisch  begrüü ndeten  ünd  ge-
schichtlich verbreiteten Jüdenverachtüng ünd Jüdenfeindschaft

 Bewahrüng der noch erhaltenen vielfaü ltigen Zeügnisse jüü discher Geschichte

 Entfaltüng freien, üngehinderten jüü dischen Lebens in Deütschland 

 Achtüng der Eigenstaündigkeit ethnischer Minderheiten.

 Solidaritaü t mit dem Staat Israel als jüü discher Heimstaü tte

Sie wenden sich deshalb entschieden gegen alle Formen der Jüdenfeindschaft: 
religioü sen Antijüdaismüs,  rassistischen ünd politischen Antisemitismüs sowie Antizionismüs,  Rechtsextremis-
müs  ünd  seine  Menschenverachtüng,  Diskriminierüng  von  Einzelnen  ünd  Grüppen  aüs  religioü sen,  weltan-
schaülichen, politischen, sozialen ünd ethnischen Grüü nden, Intoleranz ünd Fanatismüs.

Die Gesellschaften füü r Christlich-Jüü dische Züsammenarbeit sind offen füü r alle, die füü r diese Ziele eintreten. Zür
Verwirklichüng ihrer Ziele beteiligen sie sich an der allgemeinen Erziehüngs-, Bildüngs- ünd Jügendar beit. Sie
sind bereit zür Züsammenarbeit mit Grüppen ünd Parteien, privaten ünd oü ffentlichen Einrichtüngen, die sich
aühnlichen Aüfgaben verpflichtet haben. 

Die  Gesellschaften  füü r  Christlich-Jüü dische  Züsammenarbeit  haben  sich  im  Deütschen  KoordinierüngsRat  zü -
sammengeschlossen, üm ihren Aüfgaben ünd Zielen gemeinsam besser gerecht zü werden.

A. Name, Sitz und Zwecke

§ 1
Die Gesellschaft füü hrt den Namen Gesellschaft für Christlich-Jüdische Zusammenarbeit Paderborn e. V.
Sie ist im Vereinsregister beim Amtsgericht Paderborn eingetragen ünd hat ihren Sitz in Paderborn.

§ 2
Der Verein ist selbstlos taü tig: Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Zwecke des Vereins im
Sinne der Praü ambel sind:

 Züsammenarbeit von Christen ünd Jüden, Eintreten füü r Menschenrechte ünd deren Foü rderüng

 Erforschüng ünd Bekaümpfüng gesellschaftlicher, religioü ser, rassischer ünd politischer Vorürteile. 

 Jügend-, Paüdagogen- ünd Erwachsenenaüstaüsch mit Israel ünd anderen Laündern.



 Vermittlüng von Informationen zü Geschichte ünd Gegenwart des Jüdentüms. 

Die  Satzüngszwecke  werden  ünter  anderem  verwirklicht  dürch  oü ffentliche  Vortraü ge,  Tagüngen,  Seminare,
persoü nliche Begegnüngen, Gedenkfeiern, Mahnmalpflege ünd kültürelle Veranstaltüngen. 

Die Arbeit soll in besonderer Weise aüf die heranwachsende Jügend aüsgerichtet sein. 

Die  Gesellschaft  verfolgt  aüsschließlich  ünd ünmittelbar  gemeinnüü tzige  Zwecke im Sinne  der  Gemeinnüü tzig-
keitsverordnüng vom 24. Dezember 1953 in ihrer jeweils güü ltigen Fassüng. Mitgliedsbeitraü ge ünd Spenden sind
daher steüerlich abzügsfaühig; Spendenqüittüngen werden mit Beginn des neüen Jahres aüf Wünsch zügeschickt.

Mittel des Vereins düü rfen nür füü r die satzüngsmaüßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine
Züwendüngen aüs Mitteln des Vereins.

B. Mitgliedschaft

§ 3
Mitglieder  der  Gesellschaft  koü nnen  natüü rliche  Personen,  jüristische  Personen  des  oü ffentlichen  ünd  des
büü rgerlichen Rechts sowie sonstige Vereinigüngen sein. 

Zü Ehrenmitgliedern koü nnen aüf Vorschlag des Vorstandes dürch die Mitgliederversammlüng Personen ernannt
werden, die sich üm die Gesellschaft oder ihre Bestrebüngen besondere Verdienste erworben haben. 

§ 4
Mitglieder werden aüf schriftlichen Antrag oder aüf Vorschlag eines Mitgliedes vom Vorstand der Gesellschaft
aüfgenommen.  UÜ ber  die  erfolgte  Aüfnahme  oder  Ablehnüng  des  Aüfnahmeantrags  erteilt  der  Vorstand
schriftlichen Bescheid. In letzterem Fall steht dem Betroffenen die Berüfüng an die Mitgliederversammlüng zü.
Diese entscheidet endgüü ltig.

§ 5
Der Aüstritt aüs der Gesellschaft kann jederzeit dürch schriftliche Erklaü rüng an den Vorstand erfolgen.

§ 6
Mitglieder, die den Bestrebüngen der Gesellschaft züwider handeln, koü nnen dürch Beschlüss des Vorstandes aüs
der Gesellschaft aüsgeschlossen werden. Gegen den Aüsschlüss ist die Berüfüng an die Mitgliederversammlüng
zülaü ssig. Diese kann mit einer Zweidrittelmehrheit den Beschlüss des Vorstandes aüfheben.

C. Rechte und Pflichten der Mitglieder

§ 7
Die Mitglieder sind berechtigt,  an den Mitgliederversammlüngen teilzünehmen ünd die in § 11 im Einzelnen
bezeichneten Mitgliedsrechte aüszüüü ben.

§ 8
Die Hoü he des Jahresbeitrages der Mitglieder wird aüf Vorschlag des Vorstandes von der Mitgliederversammlüng
festgelegt  ünd  soll  moü glichst  bis  züm  31.  Maü rz  entrichtet  werden.  Der  Vorstand  ist  berechtigt,  den  Mit -
gliedsbeitrag in Einzelfaü llen zü ermaüßigen oder zü erlassen. 

§ 9
Die Mitgliedsbeitraü ge, die gesammelten Spenden ünd sonstige, der Gesellschaft züfließenden Geldmittel düü rfen
nür füü r die satzüngsgemaüßen Zwecke verwendet werden.

Keine Person darf dürch Aüsgaben, die dem Zwecke der Gesellschaft fremd sind, oder dürch ünverhaü ltnismaüßig
hohe Vergüü tüngen begüü nstigt werden.

Die Mitglieder erhalten bei ihrem Aüsscheiden oder bei der Aüfloü süng der Gesellschaft weder ihre Beitraü ge noch
sonstige Zahlüngen ünd Geldmittel zürüü ck.

D. Organe der Gesellschaft

§ 10
Die Organe der Gesellschaft sind: 

1. die Mitgliederversammlüng ünd
2. der Vorstand.



E. Mitgliederversammlung

§ 11
Die Mitgliederversammlüng hat insbesondere folgende Aüfgaben:

a) Wahl des Vorstands

b) Entgegennahme des Jahresberichts üü ber die Taü tigkeit der Gesellschaft 

c) Entgegennahme des Berichts der Kassenprüü fer

d) Entlastüng des Vorstands

e) Beratüng ünd Genehmigüng des Haüshaltsplans sowie von Haüshaltsüü berschreitüngen

f) Wahl von zwei Kassenprüü fern

g) Festsetzüng der Mitgliederbeitraü ge

h) Beschlüssfassüng üü ber sonstige an die Mitgliederversammlüng üü berwiesene Antraü ge

i) Beschlüssfassüng  üü ber  die  Satzüng  bzw.  üü ber  Satzüngsaünderüngen  ünd  üü ber  die  etwaige  Aüfloü süng  der
Gesellschaft

Die ordentliche Mitgliederversammlüng ist alljaührlich spaü testens drei  Monate nach Ablaüf des Geschaü ftsjahrs
vom  Vorstand  einzüberüfen.  Aüßerordentliche  Mitgliederversammlüngen  koü nnen  dürch  den  Vorstand  nach
Bedarf einberüfen werden.

Der Vorstand müss eine aüßerordentliche Versammlüng einberüfen, wenn ein Viertel der Mitglieder dies ünter
schriftlicher  Begrüü ndüng  verlangt.  Die  ordentliche  Mitgliederversammlüng ist  mindestens  zwei  Wochen,  die
aüßerordentliche eine Woche vor ihrer Abhaltüng dürch Einladüng in Textform der Mitglieder einzüberüfen. Die
Festsetzüng  der  Tagesordnüng  erfolgt  dürch  den  Vorstand  ünd  müss  dürch  die  Mitgliederversammlüng
genehmigt werden. In der Einladüng müss die Tagesordnüng mitgeteilt werden. Die Mitgliederversammlüng wird
von  dem  geschaü ftsfüü hrenden  Vorstandsmitglied  oder  in  seiner  Abwesenheit  von  einem  anderen
Vorstandsmitglied geleitet. 

In der Mitgliederversammlüng hat jedes anwesende Mitglied eine Stimme. Bei Stimmengleichheit entscheidet die
Stimme des Versammlüngsleiters.

Antraü ge  aüf  Satzüngsaünderüng müü ssen dem Vorstand bis  spaü testens  vier  Wochen vor  dem Termin  der  Mit-
gliederversammlüng vorliegen ünd müü ssen mit der Einladüng zü dieser Mitgliederversammlüng bekannt ge-
geben werden. Die Mitgliederversammlüng ist nach ordnüngsgemaüßer Einberüfüng ohne Rüü cksicht aüf die Zahl
der anwesenden Mitglieder beschlüssfaühig. Beschlüü sse üü ber Satzüngsaünderüng der Gesellschaft erfordern eine
Zweidrittelmehrheit der anwesenden Mitglieder. 

Die  Aüfloü süng  der  Gesellschaft  erfordert  eine  Zweidrittelmehrheit  der  Vereinsmitglieder.  Bei  Beschlüssünfaü -
higkeit wird mit Monatsfrist erneüt eingeladen. In dieser Versammlüng entscheidet die Zweidrittelmehrheit der
anwesenden Mitglieder üü ber die Aüfloü süng der Gesellschaft. 

Die Art der Abstimmüng aüf der Mitgliederversammlüng wird von dem Versammlüngsleiter vorgeschlagen. Die
Mitgliederversammlüng kann mit Mehrheit eine andere Art der Abstimmüng beschließen. Eine geheime Wahl
oder Abstimmüng müss aüf Antrag erfolgen.

UÜ ber die Beschlüü sse der Mitgliederversammlüng ist ein Protokoll dürch den Schriftfüü hrer anzüfertigen, das vom
Protokollfüü hrer  ünd  vom  Versammlüngsleiter  zü  ünterschreiben  ist.  Die  Gesellschaft  hat  die  Protokolle
aüfzübewahren. 

F. Vorstand

§ 12
Der Vorstand besteht  aüs  einer/einem Vorsitzenden  ünd zwei  stellvertretenden  Vorsitzenden,  von  denen  je
eine/einer dem jüü dischen, dem evangelischen ünd dem katholischen Bekenntnis angehoü ren soll. Dem Vorstand
gehoü ren ferner an ein Schatzmeister / eine Schatzmeisterin, ein Schriftfüü hrer / eine Schriftfüü hrerin, mindestens
vier Beisitzer/Beisitzerinnen ünd ein Vertreter / eine Vertreterin der Stadt Paderborn.
Der Vorsitzende / die Vorsitzende ist gleichzeitig mit der Geschaü ftsfüü hrüng beaüftragt.

Vorstand  im  Sinne  des  §  26  BGB  sind  der/die  Vorsitzende,  die  stellvertretenden  Vorsitzenden  sowie  der
Schatzmeister / die Schatzmeisterin. Der Verein wird vertreten dürch den Schatzmeister / die Schatzmeisterin
ünd ein weiteres Vorstandsmitglied gemeinsam.



Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlüng füü r die Daüer von drei Jahren gewaühlt. Wiederwahl ist zü-
laü ssig.  Die Wahl  erfolgt  in  offener Abstimmüng,  aüf  Verlangen von mindestens drei  Mitgliedern in geheimer
Abstimmüng. Bis zür Neüwahl des Vorstandes bleibt der Vorstand im Amt. Der Vorstand ist füü r die Vorberei tüng
ünd Dürchfüü hrüng des Arbeitsplans der Gesellschaft verantwortlich.

Der Vorstand gibt sich seine Geschaü ftsordnüng selbst.

Sitzüngen  des  Vorstandes  sind  einzüberüfen,  wenn  der  Vorsitzende  /  die  Vorsitzende,  ein  stellvertretender
Vorsitzender / eine stellvertretende Vorsitzende oder zwei Mitglieder des Vorstandes es verlangen. Beschlüü sse
werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst.  Zür Beschlüssfaühigkeit ist die Anwesenheit von mehr als die
Haü lfte  der  Vorstandsmitglieder  erforderlich.  Stimmengleichheit  erfordert  eine  neüe  Verhandlüng.  Die  Vor-
standssitzüngen sind nicht oü ffentlich.

§ 13
Der  Vorstand  kann  einen  haüptamtlichen  oder  ehrenamtlichen  Geschaü ftsfüü hrer  bestellen.  Wenn  ein  Ge -
schaü ftsfüü hrer bestellt ist, entfaü llt das Amt des Schriftfüü hrers, gegebenenfalls aüch das des Schatzmeisters, wenn
der Geschaü ftsfüü hrer mit der Füü hrüng der Kasse beaüftragt wird. 

Steht der Gesellschaft  eine Geschaü ftsstelle mit  einer haüpt-oder nebenamtlichen Kraft  zür Verfüü güng,  nimmt
diese an den Vorstandssitzüngen beratend teil, es sei denn, der Geschaü ftsfüü hrer ist Mitglied des Vorstandes.

G. Geschäftsjahr

§ 14
Das Geschaü ftsjahr ist das Kalenderjahr.

H.  Vertretung  im  Deutschen  KoordinierungsRat  der  Gesellschaften  für  Christlich-
Jüdische Zusammenarbeit

§ 15
Die  Gesellschaft  ist  Mitglied  des  Deütschen  KoordinierüngsRats  der  Gesellschaften  füü r  Christlich-Jüü dische
Züsammenarbeit in Bad Naüheim.

I. Auflösung der Gesellschaft

§ 16
Bei Aüfloü süng oder Aüfhebüng des Vereins oder bei Wegfall steüerbegüü nstigter Zwecke faü llt das Vermoü gen des
Vereins an die Jüü dische Kültüsgemeinde Paderborn, die es ünmittelbar ünd aüsschließlich füü r gemeinnüü tzige,
mildtaü tige oder kirchliche Zwecke zü verwenden hat.

Einrichtüngsgegenstaünde,  Büü romaschinen  ünd  sonstiges  Mobiliar  sind  bei  Aüfloü süng  der  Gesellschaft  dem
Deütschen KoordinierüngsRat züm Zwecke der Aüsstattüng anderer Gesellschaften anzübieten.

Diese Satzüng ist errichtet worden am 04.06.1987 mit AÜ nderüngen vom 25.03.1993 ünd vom 13.12.2017. 

Bestaü tigt ünd eingetragen beim Vereinsregister des Amtsgerichts Paderborn ünter dem Aktenzeichen 1260.
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